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Kurzfassung 

Die Einwohnergemeinde Oberdorf beschwert sich vor dem Kantonsrat dagegen, dass der Regie-
rungsrat den Steinbruch «Weberhüsli» aus dem kantonalen Richtplan gestrichen, bzw. die vor-
gesehene Erweiterung dieses Steinbruchs nicht in den Richtplan aufgenommen hat. Die Ge-
meinde wirft dem Regierungsrat vor, nicht berücksichtigt zu haben, welche Gesteinsqualität ab-
gebaut würde und seinen Entscheid hauptsächlich mit Argumenten begründet zu haben, die 
erst im Rahmen eines nachgelagerten Nutzungsplanverfahrens, aber nicht bereits auf Stufe 
Richtplan zu würdigen seien. Insbesondere betrifft dies die Frage, ob die für die geplante Erwei-
terung des Steinbruchs erforderliche Rodungsbewilligung erteilt werden könne. Der Regie-
rungsrat hält dem entgegen, dass es keinen Sinn mache, wenn er die Interessenabwägung in 
Bezug auf einen Eingriff in eine Landschaft von nationaler Bedeutung erst im Nutzungsplanver-
fahren vornehme, wenn die zur Beurteilung notwendige Sachlage bereits im Richtplanverfahren 
bekannt sei. Den regionalen Interessen an der Verwendung der zu gewinnenden Natursteinblö-
cke stehe das nationale Interesse am ungeschmälerten Erhalt des BLN-Gebietes (Bundesinventar 
der Landschaften und Naturdenkmäler) Weissenstein gegenüber. 

Im konkreten Verfahren betreffend Steinbruch Weberhüsli ist zu berücksichtigen, dass es nicht 
um die Aufnahme eines neuen Steinbruchs in den Richtplan geht, sondern um die Erweiterung 
eines bereits seit langem bestehenden. Der Entscheid des Regierungsrats hätte zur Folge, dass 
der Steinbruch stillgelegt werden müsste. Argumente, die für oder gegen ein neues Projekt 
sprechen könnten, dürfen nicht unbesehen auf einen bestehenden Betrieb übertragen und an-
gewendet werden, sondern müssen differenziert gewichtet werden. Für eine solche differen-
zierte Abwägung ist das Nutzungsplanverfahren geeigneter als das Richtplanverfahren, weshalb 
bezüglich des Steinbruchs Weberhüsli Erwägungen, die inhaltlich erst im Nutzungsplanverfah-
ren anzustellen sind, nicht ausschlaggebend bereits in das Richtplanverfahren einfliessen dürfen. 
Anlässlich des Augenscheins skizzierten die Beschwerdeführerin und der Betreiber des Stein-
bruchs ein Konzept, das zumindest in Teilen den Vertretern des Beschwerdegegners so noch 
nicht bekannt war. Auch wenn offengelassen werden muss, ob im Rahmen eines Nutzungsplan-
verfahrens die nötigen Bewilligungen erteilt werden können, erscheint es aus heutiger Sicht 
zumindest nicht als zum vornherein ausgeschlossen, dass die Parteien doch noch Kompromisslö-
sungen finden könnten. Zu bedenken ist ferner, dass ein Eingriff in die Natur bereits stattge-
funden hat, weshalb der Frage der Verhältnismässigkeit besondere Bedeutung zukommt, wenn 
es darum geht zu beurteilen, ob die Möglichkeit einer Erweiterung bereits auf Stufe Richtplan 
ausgeschlossen werden soll oder ob diese Frage nicht besser in einem Nutzungsplanverfahren 
beantwortet werden kann. Diesen Entscheid auf Richtplanstufe zu fällen, erscheint insbesonde-
re auch deshalb als problematisch, weil zu berücksichtigen ist, dass der Steinbruch, müsste er im 
aktuellen Zustand stillgelegt werden, wegen der Instabilität des Hangs und der damit verbun-
denen hohen Steinschlaggefahr an der fast senkrechten Abbauwand ein erhebliches Gefähr-
dungspotenzial aufweist. Zu berücksichtigen ist ferner, dass heute keine Auflagen hinsichtlich 
allfälliger Wiederherstellungsmassnahmen nach Einstellung des Betriebs bestehen. Dies könnte 
im Rahmen einer eventuellen Bewilligung einer Erweiterung korrigiert werden, was letztlich zu 
einem besseren Ergebnis führen könnte, als wenn der Steinbruch in seiner aktuellen Form ohne 
weitere Massnahmen stillgelegt werden müsste. Weil nur etwa 5% der abgebauten Steine tat-
sächlich auch im Kanton Solothurn verbaut werden, ist die Frage der Verfügbarkeit bzw. Ab-
setzbarkeit der Steine nicht bloss eine Frage von regionaler Bedeutung, sondern steht durchaus 
auch in einem überregionalen Kontext, das dem Interesse am Erhalt des ohnehin durch den be-
reits existierenden Steinbruch bereits beeinträchtigten BLN-Gebiets gegenüber steht. Hinsicht-
lich der Gesteinsqualität ist immerhin festzustellen, dass z.B. für den Hochwasserschutz bei der 
Emme eine Offerte hätte abgegeben werden können, wenn die Erweiterung schon in Betrieb 
gewesen wäre. Wenn inskünftig wieder Steine dieser Qualität benötigt werden, müssten wohl 
weniger aus dem Ausland geholt werden. 
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Sehr geehrter Herr Präsident  
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen unseren Bericht mit Anträgen zur Beschwerde der Einwohnergemeinde 
Oberdorf an den Kantonsrat gegen den Beschluss des Regierungsrats vom 22. Februar 2011 (RRB 
Nr. 2011/421) betreffend «Anpassung des kantonalen Richtplans 2000: Kapitel VE-3.1 bis 3.4 Ver- 
und Entsorgung: Abbau Steine und Erden / Genehmigung / Behandlung der Beschwerden». 

1. Sachverhalt 

1.1 Beschluss des Regierungsrats vom 22. Februar 2011 

Mit Regierungsratsbeschluss Nummer 2011/421 vom 22. Februar 2011 entschied der Regierungs-
rat unter anderem: 
3.1 Der Richtplan 2000 wird angepasst. Die Kapitel VE-3.1 bis 3.4 Ver- und Entsorgung werden 

erneuert. Es wird auf den Richtplantext in der Beilage verwiesen. 

3.2 Folgende Beschlüsse werden neu in den Richtplan 2000 aufgenommen: … 

… 

3.6 Die Beschwerde der Einwohnergemeinde Oberdorf vom 12. Juli 2010 wird im Sinne der Er-

wägungen abgewiesen, soweit darauf einzutreten ist. 

... 

Der Regierungsratsbeschluss liegt diesem Bericht bei, weshalb an dieser Stelle auf eine ausführli-
che Wiedergabe verzichtet werden kann. 

1.2 Beschwerde vom 21. März 2011 

Mit Eingabe vom 21. März 2011 erhebt die Einwohnergemeinde Oberdorf Beschwerde beim 
Kantonsrat gegen den erwähnten Regierungsratsbeschluss und beantragt: 
1. Ziff. 3.6 des RRB Nr. 2011/1421 vom 22. Februar 2011 sei aufzuheben. 

2. Das Erweiterungsgebiet «Steinbruch Weberhüsli» sei in den Richtplan  «Steine und Erden» 

aufzunehmen. 

Im wesentlichen macht die Beschwerdeführerin geltend, der Regierungsrat sei bereits im Rah-
men des Vernehmlassungsverfahrens auf die Notwendigkeit der Erweiterung des Steinbruchs 
Weberhüsli in Oberdorf zum wiederholten Mal aufmerksam gemacht worden. Der ablehnende 
Entscheid des Regierungsrats sei umso unverständlicher, als sich der Kantonsrat als übergeord-
nete Richtplanungsbehörde bereits zu einem früheren Zeitpunkt deutlich für die Beibehaltung 
des Steinbruchs Weberhüsli ausgesprochen habe. Der Regierungsrat habe die vom Kantonsrat 
verlangte Prüfung nicht vertieft genug vorgenommen. 

Das zentrale Argument des Regierungsrats sei der Landschaftsschutz. Der Regierungsrat wolle 
aber auf Richtplanstufe eine Interessenabwägung vornehmen, die richtigerweise erst im nach-
gelagerten Nutzungsplanverfahren zu erfolgen habe. Ausserdem verkenne der Regierungsrat, 
dass der Schutz von Objekten von nationaler Bedeutung nicht absolut sei. Eingriffe seien unter 
Einbezug von Wiederherstellungs- und Ersatzmassnahmen weiterhin zulässig. Ferner berücksich-
tige der Regierungsrat nicht, welche Gesteinsqualität abgebaut würde. Der Regierungsrat habe 
sich von unzureichenden Grundlagen und Bewertungen leiten lassen und seine Erwägungen 
seien teils nicht richtig beziehungsweise unvollständig. 

Die Beschwerde inklusive Begründung liegt diesem Bericht bei, weshalb an dieser Stelle auf eine 
ausführliche Wiedergabe verzichtet werden kann. Soweit erforderlich, wird in den folgenden 
Erwägungen darauf zurückgekommen. 
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1.3 Vernehmlassung des Regierungsrats vom 3. Mai 2011 

In seiner Stellungnahme vom 3. Mai 2011 beantragt der Regierungsrat die Abweisung der Be-
schwerde. Entgegen der Ansicht der Beschwerdeführerin habe der Regierungsrat im Auftrag des 
Kantonsrates die Beibehaltung des Steinbruchs Weberhüsli bzw. eine künftige Erweiterung des-
selben, im Rahmen der Richtplananpassung «Steine und Erden», zum wiederholten Mal einge-
hend geprüft. Es werde in einem nachgelagerten Nutzungsplanverfahren nicht möglich sein, im 
Rahmen eines Rodungsbewilligungsverfahrens die in Art. 6 Absatz 2 des Bundesgesetzes über 
den Natur und Heimatschutz (NHG; SR 451) geforderte «ungeschmälerte Erhaltung» des (Bun-
desinventar der Landschaften und Naturdenkmäler) BLN-Objektes Nr. 1010 sicherzustellen. Es 
mache keinen Sinn, wenn der Regierungsrat die Interessenabwägung in Bezug auf einen Ein-
griff in eine Landschaft von nationaler Bedeutung erst im Nutzungsplanverfahren vornehme, 
wenn die zur Beurteilung notwendige Sachlage bereits im Richtplanverfahren bekannt sei. Eine 
Aufnahme des Erweiterungsgebiets Weberhüsli Nr. 2.015 in den kantonalen Richtplan, welches 
innerhalb des BLN-Objekts 1010 liege und eine zusätzliche Rodungsfläche beinhalte, würde von 
den Bundesstellen sicher nicht positiv bewertet. Eine Genehmigung der gesamten Richtplanan-
passung im Bereich «Abbau Steine und Erden» durch den Bundesrat könne dadurch in Frage ge-
stellt werden. Den regionalen Interessen an der Verwendung der zu gewinnenden Naturstein-
blöcke stehe das nationale Interesse am ungeschmälerten Erhalt des BLN-Gebietes gegenüber. 
Dem Argument der Beschwerdeführerin, wonach sich das Abbaugebiet nach seiner Ausweitung 
besser rekultivieren lasse, könne aus fachlicher Sicht nicht gefolgt werden. Im Übrigen verkenne 
der Regierungsrat die Gesteinsqualität im heutigen Steinbruch Weberhüsli keineswegs. Die Ge-
steinsqualität sei während der gesamten Planung - vom Grundlagenbericht, über die Objekt-
blätter, bis zum Abbaukonzept - sehr wohl berücksichtigt und in der Richtplananpassung stu-
fengerecht gewürdigt worden. 

Die Vernehmlassung des Regierungsrats liegt diesem Bericht bei, weshalb an dieser Stelle auf 
eine ausführliche Wiedergabe verzichtet werden kann. Soweit erforderlich, wird in den folgen-
den Erwägungen darauf zurückgekommen. 

1.4 Replik der Einwohnergemeinde Oberdorf vom 18. August 2011 

In ihrer Replik vom 18. August 2011 hält die Beschwerdeführerin vollumfänglich an ihrem 
Standpunkt fest und beantragt zusätzlich die Durchführung eines Augenscheins und einer 
mündlichen Verhandlung. 

Die Replik liegt diesem Bericht bei, weshalb an dieser Stelle auf eine ausführliche Wiedergabe 
verzichtet werden kann. Soweit erforderlich, wird in den folgenden Erwägungen darauf zu-
rückgekommen. 

1.5 Duplik des Regierungsrats vom 20. September 2011 

In seiner Duplik vom 20. September 2011 hält der Regierungsrat an seinem Standpunkt fest. 

Die Duplik liegt diesem Bericht bei, weshalb an dieser Stelle auf eine ausführliche Wiedergabe 
verzichtet werden kann. Soweit erforderlich, wird in den folgenden Erwägungen darauf zu-
rückgekommen. 

1.6 Augenschein und Parteiverhandlung vom 18. Januar 2012 

Die Justizkommission gab den Anträgen der Beschwerdeführerin auf Durchführung eines Au-
genscheins und einer mündlichen Parteiverhandlung statt und führte diese am 18. Januar 2012 
in Oberdorf durch. 
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2. Formelles 

2.1 Zuständigkeit 

Für die Behandlung von Beschwerden gegen Regierungsratsbeschlüsse betreffend Richtplan ist 
der Kantonsrat zuständig (§ 65 Abs. 2 Planungs- und Baugesetz, PBG; BGS 711.1). Wenn er als 
Beschwerdeinstanz angerufen wird, amtet der Kantonsrat als Organ der Verwaltungsgerichts-
barkeit. 

2.2 Verfahren 

Beschwerden werden gestützt auf die Kompetenzordnung gemäss Geschäftsreglement des Kan-
tonsrats (GR; BGS 121.2) von der Justizkommission vorberaten. Für die Behandlung von Be-
schwerden in der vorberatenden Kommission gilt das Gesetz über den Rechtsschutz in Verwal-
tungssachen sinngemäss (§ 91 GR). Gemäss § 45 Absatz 2 Kantonsratsgesetz (KRG; BGS 121.1) 
hat die vorberatende Kommission ihren Anträgen eine schriftliche Begründung beizufügen. Die-
ser Pflicht kommt die Kommission nach, indem sie ihren Bericht so strukturiert, dass einerseits 
die Begründung ihres Antrags daraus zu entnehmen ist und andererseits der Bericht gleichzeitig 
als Begründung des kantonsrätlichen Beschwerdeentscheides verwendet werden kann, wenn 
der Rat den Anträgen und Erwägungen der Kommission folgt. 

Folgt der Kantonsrat den Erwägungen der Kommission nicht oder entscheidet er anders als von 
ihr beantragt, begründet die Kommission den Entscheid aufgrund der Verhandlungen nachträg-
lich und eröffnet ihn den Parteien (§ 45 Abs. 5 KRG). 

2.3 Beschwerdelegitimation 

Zur Beschwerde vor dem Kantonsrat legitimiert sind Gemeinden, die im Rahmen von § 64 Ab-
satz 3 PBG bereits als Beschwerdeführerinnen vor dem Regierungsrat aufgetreten sind und ab-
gewiesen wurden. Dieses Erfordernis ist erfüllt - die Beschwerde der Einwohnergemeinde Ober-
dorf wurde vom Regierungsrat unter Ziffer 3.6 des angefochtenen Regierungsratsbeschlusses 
abgewiesen. 

2.4 Eintreten 

Beschwerden an den Kantonsrat betreffend Richtplan sind innert 30 Tagen seit Eröffnung des 
angefochtenen Regierungsratsbeschlusses einzureichen (§ 65 Abs. 2 PBG). Nachdem der Regie-
rungsratsbeschluss vom 22. Februar 2011 datiert und die Beschwerde mit Datum vom 21. März 
2011 am 23. März 2011 eingetroffen ist, ist die Beschwerdefrist offensichtlich eingehalten. Auf 
die frist- und formgerecht eingereichte Beschwerde ist daher einzutreten, soweit die Aufhebung 
des angefochtenen Regierungsratsbeschlusses beantragt wird. 

Die Beschwerde an den Kantonsrat ist rein kassatorischer Natur; heisst der Kantonsrat eine Be-
schwerde gut, weist er die Sache zur Neubeurteilung im Sinne der Erwägungen an den Regie-
rungsrat zurück (§ 45 Abs. 4 KRG). Es ist dem Kantonsrat somit verwehrt, den Beschluss des Re-
gierungsrats durch einen eigenen zu ersetzen bzw. materiell in der Sache anstelle des Regie-
rungsrats zu entscheiden und den Richtplan unmittelbar zu ändern. Auf den Antrag der Be-
schwerdeführerin, das Erweiterungsgebiet «Steinbruch Weberhüsli» in den Richtplan «Steine 
und Erden» aufzunehmen, kann folglich nicht eingetreten werden. 

2.5 Überprüfungsbefugnis 

Der Kantonsrat prüft den angefochtenen Entscheid frei (§ 45 Abs. 2 KRG). Er kann somit den 
angefochtenen Beschluss des Regierungsrats auf Rechtsverletzungen einschliesslich Überschrei-
tung oder Missbrauch des Ermessens, auf unrichtige oder unvollständige Feststellung des Sach-
verhalts sowie auf seine Angemessenheit überprüfen. 

Heisst der Kantonsrat die Beschwerde gut, weist er die Sache zur Neubeurteilung im Sinne der 
Erwägungen an den Regierungsrat zurück. Demnach kann der Kantonsrat den Richtplan im Be-
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schwerdeverfahren nicht selber ändern und den Beschluss des Regierungsrats durch einen eige-
nen ersetzen; die Beschwerde ist rein kassatorischer Natur. 

3. Erwägungen 

3.1 Auftrag «Beibehaltung des Steinbruchs Weberhüsli, Oberdorf, im kantonalen 
Richtplan» 

Entgegen der Annahme der Beschwerdeführerin ist der Kantonsrat nicht übergeordnete Richt-
planbehörde. Der Kantonsrat nimmt den Entwurf zum Richtplan im Rahmen eines Vernehmlas-
sungsverfahrens zwar zur Kenntnis (§ 64 Abs. 1 PBG), es liegt aber in der Kompetenz des Regie-
rungsrats, den Richtplan zu beschliessen (§ 65 Abs. 1 PBG). Gegen den Beschluss des Regierungs-
rats steht die Beschwerde an den Kantonsrat zur Verfügung (§ 65 Abs. 2 PBG). Aber auch als Be-
schwerdebehörde kann der Kantonsrat nicht anstelle des Regierungsrats materiell entscheiden, 
weil die Beschwerde rein kassatorischer Natur ist (siehe vorstehend Ziffer 2.5). Insofern geht der 
Hinweis der Beschwerdeführerin fehl, der Regierungsrat habe sich faktisch über einen Auftrag 
des Parlaments als übergeordneter Richtplanbehörde hinweggesetzt. Unabhängig vom Wort-
laut des Vorstosses, der letztlich erheblich erklärt wurde, konnte der Kantonsrat mangels Zu-
ständigkeit dem Regierungsrat keine verbindliche Anweisung erteilen, wie zu entscheiden sei. 
Es ist deshalb unerheblich ob der damalige Vorstosstext aus formellen Gründen – wie die Be-
schwerdeführerin meint - abgeschwächt wurde. Massgebend ist in jedem Fall die gesetzliche Zu-
ständigkeitsordnung, und diese sieht keine materiellen Entscheidkompetenzen des Parlaments 
im Richtplanverfahren vor. Deshalb kann die Beschwerdeführerin aus jenem Vorstoss im vorlie-
genden Beschwerdeverfahren nichts für sich ableiten. Im Übrigen hat der Kantonsrat den Auf-
trag «Beibehaltung des Steinbruchs Weberhüsli, Oberdorf, im kantonalen Richtplan» am 22. Ju-
ni 2010 als erledigt abgeschrieben. Auf die Frage, ob der Regierungsrat die damals verlangte 
Prüfung vertieft genug vorgenommen habe, ist deshalb nicht weiter einzugehen. 

3.2 Landschaftsschutz 

Der Regierungsrat begründet seinen Entscheid hauptsächlich damit, dass der Erweiterungsperi-
meter des Steinbruchs Oberdorf vollumfänglich im Wald und innerhalb des BLN-Gebietes 
Nr. 1010 liege und präzisiert in der Vernehmlassung zur Beschwerde, dass es in einem nachgela-
gerten Nutzungsplanverfahren nicht möglich sein werde, im Rahmen eines Rodungsbewilli-
gungsverfahrens die in Art. 6 Absatz 2 NHG geforderte «ungeschmälerte Erhaltung» des BLN-
Objektes Nr. 1010 sicherzustellen. 

Ein vom Regierungsrat eingeholtes Fachgutachten (Hintermann & Weber AG, Reinach, August 
2010) kommt zum Schluss, dass sich am Standort des Steinbruchs Weberhüsli und in seiner Um-
gebung verschiedene natur- und landschaftssützerisch relevante Flächen mit unterschiedlichem 
Schutzstatus befinden. Abgesehen davon, dass sich der Steinbruch innerhalb des BLN Objekts 
1010 Weissenstein befinde, fänden sich unmittelbar westlich vier als schützenswert aufgeführte 
Waldgesellschaften, die in ihrer Vielfalt und charakteristischen Abfolge in Abhängigkeit von Un-
tergrund und Höhenlage zu den prioritären Schutzzielen des BLN Objekts 1010 zählten. Ausser-
dem fänden sich verschiedene gefährdete und/oder geschützte Arten in den halboffenen, zum 
Teil felsigen Waldbeständen, die bis unmittelbar an den Steinbruch stiessen. Die Halbklus von 
Oberdorf, innerhalb welcher der Steinbruch liege, zähle zu den Geotypen, die ein prioritäres ob-
jektspezifisches Schutzziel des BLN Objekts 1010 darstellten. Spätestens bei der Prüfung des er-
forderlichen Ausnahmegesuchs für die Rodung von 1,9 Hektaren Wald, müssten die Behörden 
zu einem abschlägigen Entscheid kommen, da die Erteilung der Rodungsbewilligung eine Bun-
desaufgabe darstelle. 

Die Frage der Verträglichkeit einer Erweiterung des Steinbruchs mit den Grundsätzen des Natur- 
und Landschaftsschutzes ist zweifellos von zentraler Bedeutung und verlangt nach sorgfältiger 
Abwägung. Die Beschwerdeführerin macht indessen geltend, im Richtplanverfahren seien allfäl-
lige Entscheide nicht vorweg zu nehmen, die grundsätzlich erst im nachgelagerten Nutzungs-
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planverfahren zu treffen wären. Das Nutzungsplanverfahren ist ein eigenständiges Verfahren, 
das dem Richtplanverfahren nachgeordnet ist. Allerdings verweist der Regierungsrat diesbezüg-
lich insbesondere auf den Leitfaden für die Richtplanung des Bundesamts für Raumplanung 
(1996), wo auf Seite 65 unter anderem zu lesen ist: «Es ist hingegen notwendig und zweckmäs-
sig, z.B. bei Einzelvorhaben, die Machbarkeit nachzuweisen und sich die Realisierungsabfolge 
von Sachplanungen und Einzelvorhaben zu überlegen. Derartige Überlegungen zwingen zu rea-
listischen Richtplaninhalten.» Der Regierungsrat leitet daraus ab, dass Umstände, welche für das 
Nutzungsplanverfahren mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit zu erwarten sind, bereits im 
Richtplanverfahren berücksichtigt werden müssen. Allerdings ist das Kriterium «gewisse Wahr-
scheinlichkeit» wenig fassbar und insbesondere mit Blick auf die Tatsache zu relativieren, dass 
der Steinbruch bereits in Betrieb ist. 

Das Argument des Regierungsrats ist nicht von der Hand zu weisen, dass er sich dem Vorwurf 
aussetzen könnte, beträchtliche Investitionen Privater in weitere Abklärungen auszulösen, wel-
che nie in Wert gesetzt werden könnten, wenn er die absehbare ablehnende Haltung des Bun-
des nicht bereits im Richtplanverfahren berücksichtige. Dem ist indessen entgegen zu halten, 
dass vorliegend die Frage der Machbarkeit kein neues Projekt, sondern einen seit vielen Jahren 
bestehenden Steinbruch betrifft und damit unter anderem auch bestehende Arbeitsplätze di-
rekt tangiert sind. Argumente, die für oder gegen ein neues Projekt sprechen könnten, dürfen 
nicht unbesehen auf einen bestehenden Betrieb übertragen und angewendet werden, sondern 
müssen differenziert gewichtet werden. Für eine solche differenzierte Abwägung ist das Nut-
zungsplanverfahren geeigneter als das Richtplanverfahren, weshalb bezüglich des Steinbruchs 
Weberhüsli Erwägungen, die inhaltlich erst im Nutzungsplanverfahren anzustellen sind, nicht 
ausschlaggebend bereits in das Richtplanverfahren einfliessen dürfen. Dies umso mehr, als so-
wohl die Beschwerdeführerin als auch der Betreiber des Steinbruchs sich des unternehmerischen 
Risikos, dass das Unterfangen im Nutzungsplanverfahren z.B. an einer nicht erteilten Rodungs-
bewilligung scheitern könnte, durchaus bewusst und auch bereit sind, dieses zu tragen. Das zi-
tierte Fachgutachten geht zwar davon aus, die notwendige Rodungsbewilligung sei nicht zu er-
halten, und es ist auch der Beschwerdeführerin und dem Betreiber des Steinbruchs bewusst, dass 
in einem Nutzungsplanverfahren schwierige Fragen zu beantworten sind. Dennoch ist bezüglich 
des Steinbruchs Weberhüsli im Richtplanverfahren allfälligen Entscheiden im Nutzungsplanver-
fahren nicht vorzugreifen, weil einerseits zu beachten ist, dass es nicht um die Aufnahme eines 
neuen Steinbruchs in den Richtplan geht, sondern um die Weiterführung eines bestehenden. 
Andererseits werden auch die Bundesbehörden in den Prozess involviert sein, deren Entscheide 
nicht im Rahmen eines Gutachtens vorweg genommen werden können. 

Anlässlich des Augenscheins skizzierten die Beschwerdeführerin und der Betreiber des Stein-
bruchs ein Konzept, das zumindest in Teilen den Vertretern des Beschwerdegegners so noch 
nicht bekannt war. Zwar räumt die Beschwerdeführerin ein, dass dieses Konzept derzeit ledig-
lich in den Köpfen vorhanden ist und noch keine Unterlagen dazu erarbeitet worden sind. Dass 
Beschwerdeführerin und Steinbruchbetreiber auf Stufe Richtplan diesen (auch finanziellen) 
Aufwand noch nicht auf sich nehmen wollten, ist verständlich. Es ist aber klar, dass sie diesen 
Aufwand zu gegebener Zeit werden leisten müssen, wenn der Steinbruch erweitert und weiter-
betrieben werden soll. Auch wenn offengelassen werden muss, ob im Rahmen eines Nutzungs-
planverfahrens die nötigen Bewilligungen erteilt werden können, erscheint es aus heutiger Sicht 
zumindest nicht als zum vornherein ausgeschlossen, dass die Parteien doch noch Kompromisslö-
sungen finden könnten. Wesentlich ist dabei, dass es um einen bestehenden Steinbruch geht, 
nicht um einen neu einzurichtenden. Ein Eingriff in die Natur hat bereits stattgefunden; dem 
Argument der Verhältnismässigkeit ist deshalb besondere Beachtung zu schenken, wenn es da-
rum geht zu beurteilen, ob die Möglichkeit einer Erweiterung bereits auf Stufe Richtplan ausge-
schlossen werden soll oder ob diese Frage nicht besser in einem Nutzungsplanverfahren beant-
wortet werden kann. Diesen Entscheid auf Richtplanstufe zu fällen, erscheint insbesondere auch 
deshalb als problematisch, weil zu berücksichtigen ist, dass der Steinbruch, müsste er im aktuel-
len Zustand stillgelegt werden, wegen der Instabilität des Hangs und der damit verbundenen 
hohen Steinschlaggefahr an der fast senkrechten Abbauwand ein erhebliches Gefährdungspo-
tenzial aufweist. 
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3.3 Einsehbarkeit 

Die Aussage des Regierungsrats in seiner Duplik trifft zu, dass der vorgesehene Ausbau des 
Steinbruchs Weberhüsli zu einer Erhöhung der Wahrnehmbarkeit während Jahrzehnten führen 
könnte. Es ist unbestritten, dass die vorgesehene Erweiterung einen markanten Eingriff in die 
Landschaft bedeuten würde. Bei der Interessenabwägung ist indessen zu berücksichtigen, dass 
der Steinbruch heute schon von weit her wahrnehmbar ist. Ausserdem ist zu berücksichtigen, 
dass heute keine Auflagen hinsichtlich allfälliger Wiederherstellungsmassnahmen nach Einstel-
lung des Betriebs bestehen. Dies könnte im Rahmen einer eventuellen Bewilligung einer Erwei-
terung korrigiert werden, was letztlich zu einem besseren Ergebnis führen könnte, als wenn der 
Steinbruch in seiner aktuellen Form ohne weitere Massnahmen stillgelegt werden müsste. Das 
heutige Bild der ganzen Bergflanke ist geprägt von grossflächigen, verwitterten Felsen. Ins Au-
ge sticht der nicht verwitterte gelbe Kalkstein im Abbaubereich. Bei einer Endgestaltung mit 
flacherer Hangneigung könnte der Wald eine bessere Chance haben, Wurzeln zu schlagen, und 
der Fels würde relativ rasch verwittern, so dass die ganze Kulisse letztlich weniger beeinträchtigt 
sein könnte. Diese schwierig zu beurteilenden Aspekte bedürfen einer vertieften Abklärung, die 
auf Richtplanstufe nicht möglich erscheint. 

3.4 Gesteinsqualität 

Die Beschwerdeführerin äussert Zweifel daran, ob der Regierungsrat die Gesteinsqualität bei 
seinem Entscheid genügend mitberücksichtigt habe. Im Rahmen des Augenscheins konnte in-
dessen festgestellt werden, dass der Regierungsrat die von der Beschwerdeführerin behauptete 
Gesteinsqualität nicht bestreitet. Er verweist aber unter anderem darauf, dass für den Bedarf im 
Kanton Solothurn auch ohne den Steinbruch Weberhüsli auf lange Sicht (45 Jahre) genügend 
Steine in der erforderlichen Qualität zur Verfügung stehen. Dem regionalen Interesse an der 
Verfügbarkeit von Steinen stehe das nationale Interesse am Erhalt der Landschaft gegenüber. 
Diesem Argument könnte gefolgt werden, wenn die Frage zu beantworten wäre, ob ein neuer 
Steinbruch eröffnet werden soll. Vorliegend geht es aber um den weiteren Betrieb bzw. die Er-
weiterung eines bereits bestehenden Steinbruchs, wobei auch zu berücksichtigen ist, dass nach 
Aussage der Vertreter des Regierungsrats beim Augenschein ohnehin nur etwa 5% der abge-
bauten Steine tatsächlich auch im Kanton Solothurn verbaut werden. Hinsichtlich der Gesteins-
qualität ist immerhin festzustellen, dass z.B. für den Hochwasserschutz bei der Emme eine Offer-
te hätte abgegeben werden können, wenn die Erweiterung schon in Betrieb gewesen wäre. 
Wenn inskünftig wieder Steine dieser Qualität benötigt werden, müssten wohl weniger aus dem 
Ausland geholt werden. Unter diesen Aspekten ist die Frage der Verfügbarkeit bzw. der Ab-
setzbarkeit der Steine nicht bloss eine Frage von regionaler Bedeutung, sondern steht durchaus 
auch in einem überregionalen Kontext, das dem Interesse am Erhalt des ohnehin durch den be-
reits existierenden Steinbruch bereits beeinträchtigten BLN-Gebiets gegenüber steht. Im Übri-
gen ist anzumerken, dass im Gebiet des Steinbruchs Weberhüsli seit 1917 Steine gebrochen 
werden und dass das Gebiet Weissenstein erst 1977 und trotz des schon bestehenden Stein-
bruchs in das BLN aufgenommen wurde. Wird der Steinbruch Weberhüsli in den Richtplan auf-
genommen, erhält der Unternehmer zumindest die Möglichkeit, eine Planung für die Zukunft 
zu machen. Das Risiko, dass das, was geplant wird, letztlich unter Umständen doch nicht bewil-
ligt werden kann, gehört zum unternehmerischen Risiko des Unternehmers. 

4. Kosten und Entschädigungen 

Gemäss § 77 Absatz 2 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes (VRG; BGS 124.11) werden den am 
verwaltungsgerichtlichen Beschwerdeverfahren beteiligten Behörden in der Regel keine Verfah-
renskosten auferlegt und keine Parteientschädigungen zugesprochen oder auferlegt. Ähnliches 
gilt auch für das Verwaltungsbeschwerdeverfahren: Gemäss § 37 Absatz 2 VRG sind den am 
Verwaltungsbeschwerdeverfahren beteiligten Behörden in der Regel keine Verfahrenskosten 
aufzuerlegen und gemäss § 39 VRG werden den am Verfahren beteiligten Behörden Parteient-
schädigungen weder auferlegt noch zugesprochen. Das Verfahren vor dem Kantonsrat ist zwar 
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kein eigentliches verwaltungsgerichtliches oder Verwaltungsbeschwerdeverfahren; es orientiert 
sich aber am Verfahren der Verwaltungsgerichtsbeschwerde. Deshalb rechtfertigt es sich, die 
Regelung, die im verwaltungsgerichtlichen und im Verwaltungsbeschwerdeverfahren für Be-
hörden gilt, auch im Verfahren vor dem Kantonsrat zu übernehmen und keiner der beiden Par-
teien Verfahrenskosten oder Parteientschädigungen aufzuerlegen bzw. zuzusprechen. Die Be-
schwerdeführerin hat im Übrigen auch keinen Antrag auf Ausrichtung einer Parteientschädi-
gung gestellt. 

5. Antrag 

Der Kantonsrat ist formelle Beschwerdeinstanz und muss als solche einen Entscheid über die Be-
schwerde fällen, ansonsten er sich Rechtsverweigerung vorwerfen lassen müsste. Das Eintreten 
auf das Geschäft - im parlamentarischen Sinne - ist somit obligatorisch. Der Entscheid über die 
Beschwerde kann darin bestehen, dass die Beschwerde gutgeheissen wird, dass die Beschwerde 
abgewiesen wird, oder dass - im juristischen Sinne - auf die Beschwerde ganz oder teilweise 
nicht eingetreten wird. Da Eintreten auf das Geschäft - im parlamentarischen Sinne - obligato-
risch ist, stellt die Justizkommission diesbezüglich keinen Antrag und bittet Sie, dem nachfol-
genden Beschlussesentwurf zuzustimmen. 

Im Namen der Justizkommission 

Markus Flury 
Präsident 

 

Nadine Frey 
Aktuarin 
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6. Beschlussesentwurf 

Beschwerde an den Kantonsrat: Anpassung des kantonalen 

Richtplans 2000: Kapitel VE-3.1 bis 3.4 Ver- und Entsorgung: 

Abbau Steine und Erden 

Beschwerde der Einwohnergemeinde Oberdorf (Beschwerdeführerin) 

gegen den Regierungsrat des Kantons Solothurn (Beschwerdegegner) 

betreffend Anpassung des kantonalen Richtplans 2000: Kapitel VE-3.1 bis 3.4 Ver- und Entsor-
gung: Abbau Steine und Erden (RRB Nr. 2011/421 vom 22.2.2011) 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf § 65 Absatz 2 des Planungs- und Baugesetzes1, § 45 
des Kantonsratsgesetzes2 und § 91 des Geschäftsreglements des Kantonsrats3, nach Kenntnis-
nahme von Bericht und Antrag der Justizkommission vom 2. März 2012, beschliesst: 
1. Die Beschwerde wird gutgeheissen soweit darauf eingetreten werden kann und die Sache 
zur Neubeurteilung im Sinne der Erwägungen an den Regierungsrat zurückgewiesen. 

2. Es werden keine Kosten auferlegt. 
3. Es werden keine Parteientschädigungen zugesprochen. 
4. Der Bericht der Justizkommission vom 2. März 2012 stellt die Begründung dieses Beschlusses 
dar. 

Im Namen des Kantonsrates 
 

Präsident Ratssekretär 

 

Rechtsmittel: Gegen diesen Beschluss kann innert 30 Tagen seit Eröffnung beim Bundesgericht 
Beschwerde in öffentlichrechtlichen Angelegenheiten eingereicht werden (Adresse: 1000 
Lausanne 14). Die Frist wird durch rechtzeitige Aufgabe bei der Schweizerischen Post gewahrt. 
Die Frist ist nicht erstreckbar. Die Beschwerdeschrift hat die Begehren, deren Begründung mit 
Angabe der Beweismittel und die Unterschrift des Beschwerdeführers oder seines Vertreters zu 
enthalten. Für die weiteren Voraussetzungen sind die Bestimmungen des Bundesgerichtsgeset-
zes massgeblich. 
 

 
Dieser Beschluss unterliegt nicht dem Referendum. 

 

Verteiler KRB 

– Einwohnergemeinde Oberdorf, Weissensteinstrasse 95, 4515 Oberdorf (Einschreiben; Beilage: 
Bericht und Antrag der Justizkommission) 

– Regierungsrat 
– Bau- und Justizdepartement 

 ________________  

1 BGS 711.1 
2 BGS 121.1 
3 BGS 121.2 


